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In den USA versuchen Unternehmer und imperialistischer 
Staat gegenwärtig, mittels einer Politik der „harten Hand“ die 
Gewerkschaften weiter in die Defensive zu drängen und die 
gewerkschaftlichen Rechte und Freiheiten noch stärker als 
schon bisher einzuengen. So stellte der Direktor der National 
Alliance Against Racist and Political Repression, Frank  
C h a p m a n ,  unlängst fest: „Es gibt einen massiven Angriff 
auf die demokratischen Rechte. Dieser resultiert aus einem  
System, das es ablehnt, sich den echten ökonomischen und  
sozialen Notwendigkeiten des Volkes zuzuwenden. W enn die 
Regierung keine Absicht hat, etwas an der Arbeitslosenrate, 
den Fabrikschließungen, den anwachsenden W ohlfahrtslisten  
und all den wirtschaftlichen Übeln zu ändern, die diese Gesell­
schaft belasten, so hat sie nur eine Alternative: den Unter­
drückungsapparat in die Lage zu versetzen, mit den M enschen, 
die gegen die soziale M isere zu rebellieren beginnen, fertig zu  
werden.“1

Bei der Durchsetzung dieser Alternative steht die Reagan- 
Administration fest in der Tradition des Anti-Gewerkschafts­
kurses früherer USA-Regierungen. Trotz der von der Führung 
der USA-Gewerkschaften betriebenen Politik der Klassen­
kollaboration mit dem M onopolkapital hatte der USA-Kongreß  
im  Jahre 1947 das Taft-Hartley-Gesetz (Labor M anagement 
Relations Act) verabschiedet, das zu Recht als „Gesetz der 
Gewerkschaftsversklavung“2  angeprangert wurde. Dieses Ge­
setz räumt u. a. den Unternehmern das Recht der Klage auf 
Schadenersatz für sog. Streikschäden ein, verbietet Boykott- 
und Unterstützungsstreiks und gibt schließlich dem USA- 
Präsidenten die M öglichkeit in die Hand, ein Streikverbot für 
80 Tage zu verhängen und die zwangsweise W iederaufnahme 
der Arbeit anzuordnen.3  4  Von diesen gesetzlich fixierten Re­
pressalien gegen die Arbeiterbewegung haben die USA- 
administrationen in den vergangenen Jahren in einer Vielzahl 
von Fällen Gebrauch gemacht.

Der Reagan-Administration reichen diese gesetzlichen M ög­
lichkeiten zur Unterdrückung der Gewerkschaften nicht aus. 
Ihre Politik der „harten Hand“ offenbart sich im wesentlichen  
in vier Haupttendenzen.

Brutale Niederschlagung von Streiks

Die erste Haupttendenz zeigt sich im verstärkten Einsatz der 
Polizei und der Nationalgarde zur brutalen Niederschlagung  
der von den Gewerkschaftsverbänden organisierten Streiks 
und M assendemonstrationen. Dabei setzen sich die Staats­
organe rigoros über den 1. Zusatzartikel zur Verfassung der 
USA hinweg, wonach das Recht des Volkes, sich friedlich zu  
versammeln, nicht beeinträchtigt werden darf.

So wurden beispielsweise am 5. M ai 1984 Einheiten der 
Nationalgarde zur gewaltsamen Unterdrückung des großen  
Streiks der Bergarbeiter der Kupfergruben der Phelps Dodge 
Company (Hauptsitz in M orenci/Arizona) eingesetzt. Die Städte 
M orenci, Ajo und Clifton als die Zentren dieses Streiks wurden

unter Ausnahmezustand gestellt. Gegen die streikenden Berg­
arbeiter wurde brutale Gewalt angewendet. M ehrere hundert 
Streikende wurden durch Angehörige der Nationalgarde er­
heblich an der Gesundheit geschädigt.

Zur Brechung eines Streiks der Beschäftigten der Kranken­
häuser und Restaurants in Las Vegas/Nevada wurden im ver­
gangenen Jahr durch Polizeikräfte modernste Kampfmittel 
eingesetzt. Beim Vorgehen gegen streikende Arbeiter des 
Transportunternehmens Greyhound nahmen die polizeilichen  
Gewalttätigkeiten ein solches Ausmaß an, daß sich der Bürger­
meister von San Francisco genötigt sah, bei der Regierung die 
Entsendung der Nationalgarde zu beantragen, um die Lage 
unter Kontrolle zu bekommen.*

Schon diese wenigen Beispiele beweisen die Eskalation der 
gewerkschaftsfeindlichen Politik der Reagan-Administration, 
die 1981 mit der Niederschlagung des von der Gewerkschaft 
der Fluglotsen ausgerufenen Streiks ihren ersten Höhepunkt 
erreichte. Damals ließ man die Aufstellung von Streikposten  
durch Gerichtsbeschluß verbieten, M assenverhaftungen vor­
nehmen und diese Gewerkschaft für ungesetzlich erklären.5

Die unmittelbaren Gewaltaktionen gegen Streikende sollen  
jetzt durch gesetzgeberische M aßnahmen komplettiert werden. 
So ist beabsichtigt, das Hobbs-Gesetz, das Bestimmungen über 
Arbeitskämpfe enthält, durch einen Tatbestand zu ergänzen, 
wonach der Streik als Akt der Erpressung unter Strafe gestellt 
wird. „Falls dieser Ergänzungsantrag durchkommt, hat die 
Gewerkschaftsführung in einer Situation wie in M orenci 
... oder Las Vegas oder der des Greyhound-Streiks bis zu  
20 Jahre Gefängnis zu gewärtigen.“6

Weiterer Abbau gewerkschaftlicher Rechte

Die zweite Haupttendenz der verschärften Repression äußert 
sich in dem immer mehr Gestalt annehmenden Programm der 
USA-Regierung zum Abbau gesetzlich verbriefter gewerk­
schaftlicher Rechte und Freiheiten. Hierzu stellte Victor 
P e r l o ,  M itglied des Zentralkomitees und Vorsitzender der 
W irtschaftskommission der Kommunistischen Partei der USA, 
fest: „Die durch die M assenarbeitslosigkeit und die offene 
Unterstützung der M achthaber ermutigten M onopole zwingen  
die Gewerkschaften, auf schlechtere Bedingungen beim Ab­
schluß der Tarifverträge einzugehen, und streben an, daß ein­
zelnen Gewerkschaften die offizielle Zulassung entzogen wird, 
um völlig ohne diese schalten und walten zu können. Die 
Löhne werden beschnitten, M aßnahmen auf dem Gebiet des 
Arbeite- und Unfallschutzes werden aufgehoben.“7

In jüngster Zeit lassen die herrschenden Kräfte der USA  
nichts unversucht, um vor allem solche von den W erktätigen in  
harten Kämpfen errungene Bundesgesetze wie das W agner- 
Gesetz (National Labor Relations Act) von 1935 zu beschneiden  
und auszuhöhlen. Das W agner-Gesetz anerkennt das Recht der
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Erholungsbauten und Nebengebäude und territorial auf die 
Kleingartenanlage oder W ochenendsiedlung des VKSK be­
grenzt. W enn innerhalb einer Kleingartenanlage ein ständig zu  
W ohnzwecken genutztes Gebäude modernisiert oder ein Eigen­
heim errichtet werden soll, hat der Rat über den Bauantrag zu  
entscheiden. In diesen Fällen ist die Stellungnahme des 
VKSK mit den Bauunterlagen einzureichen.

Der Antrag auf Zustimmung ist beim Vorstand der Sparte 
einzureichen. W ird der Antrag beim Rat gestellt, 1st er dem  
Vorstand zur weiteren Bearbeitung zu übergeben. Der Vor­
stand veranlaßt auch die bauaufsichtliche Prüfung. Die Bau­
genehmigung der Staatlichen Bauaufsicht ist eine unabding­
bare Voraussetzung für die Zustimmung. Zur Durchsetzung

von Ordnung und Disziplin bei der Bautätigkeit hat der Vor­
stand die Errichtung und Veränderung der Bauwerke zu kon­
trollieren, wobei er sich auf sein ehrenamtliches Bauaktiv  
stützen sollte. Der Vorsitzende der Sparte kann bei Verstößen  
gegen die Zustimmung mündlich Baustopp aussprechen.

Für weitere M aßnahmen zur Durchsetzung von Ordnung 
und Disziplin ist der Rat zuständig. Er entscheidet auch über 
Beschwerden gegen Entscheidungen des Vorstandes.

Dem Rat obliegt die staatliche Kontrolle darüber, wie der 
Vorstand die ihm erteilte Befugnis wahmimmt. Dem Vorstand  
kann die Befugnis entzogen werden, wenn z. B. Verstöße gegen  
die Bestimmungen der VO beim Erteilen der Zustimmung 
festgestellt werden oder das ehrenamtliche Bauaktiv nicht 
mehr arbeitsfähig ist.


